Be * a 
N — 


— 405 — 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 35. 


(Nr. 4926.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Juni 1858., betreffend die Genehmigung der Nach⸗ 
traͤge zu den Statuten der Coͤlner, der Danziger und der Koͤnigsberger 
Privatbank. 


Al den Bericht vom 18. Juni d. J. genehmige Ich hierdurch die von den 
Aktionairen der Coͤlner, der Danziger und der Koͤnigsberger Privatbank in den 
Generalverſammlungen zu Coͤln am 30. Maͤrz, zu Danzig am 5. Maͤrz und 
zu Königsberg. am 30. März d. J. wegen Abaͤnderung ihrer von Mir reſp. 
unter dem 10. Dezember 1855., 16. Maͤrz 1857. und 13. Oktober 1856. be⸗ 
ſtaͤtigten Statuten (Geſetz-Sammlung für 1855. S. 720., für 1857. S. 242. 
und fuͤr 1856. S. 882.) gefaßten Beſchluͤſſe und ermaͤchtige Sie, die mit den 
übrigen Anlagen des Berichts beiliegenden, nach dieſen Beſchluͤſſen abgefaßten 
Nachtraͤge zu jenen Statuten nebſt dieſem Meinem Erlaß durch die Geſetz⸗ 

Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 30. Juni 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4926.) 58 Nach⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Auguſt 1858. 
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5 Nachtrag | 
zu dem unter dem 10. Dezember 1855. Allerhöchft beſtätigten 
Statut der Cölner Privatbank. 


(Geſetz- Sammlung fuͤr 1855. S. 720.) 


1) Die Beſtimmungen des F. 13. Nr. 1. und 4. werden aufgehoben und tre— 
ten an deren Stelle nachſtehende Beſtimmungen: 


1) Gezogene und trockne Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu dis⸗ 
kontiren und Wechſel auf Platze des Auslandes zu kaufen. Die zur 
Diskontirung oder zum Kauf angebotenen Papiere muͤſſen mit einem 
auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als 
drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen und es muͤſſen 
aus ihnen in der Regel wenigſtens drei folide Verbundene haften; 
Wechſel mit nur zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter ausdruͤcklichem, 
in jedem einzelnen Falle beſonders einzuholenden Einverſtaͤndniſſe zwiſchen 
dem vollziehenden Direktor und den beiden nach $. 30. des Statuts 
der Direktion zugeordneten Mitgliedern des Verwaltungsrathes fuͤr die 
Bank erworben werden. N 


Das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Ef— 
fekten, die in der Rheinprovinz zahlbar ſind, zu beſorgen, unverzins⸗ 
bare, ſowie auch verzinsbare Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen 
Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den Namen der Einzahlenden 
lauten duͤrfen, anzunehmen und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt 
einkaſſirten oder angenommenen Gelder und Effekten in Giroverkehr 
zu treten. Bei Annahme der verzinsbaren Kapitalien iſt eine Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt von nicht weniger als zwei Monaten vorzubehalten und darf | 
der Betrag dieſer Gelder die Höhe des eingezahlten Aktienkapitals der s 
Bank nicht uͤberſchreiten. 


2) Das letzte Alinea des §. 13. wird aufgehoben und es tritt an feine Stelle 
die nachſtehende Beſtimmung: ö 


Andere, als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank 
nicht geſtattet; beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypotheken un⸗ 
terbringen. Es iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der 
Rheinprovinz zu errichten, welche dieſelben Geſchaͤfte, wie die Privat⸗ 
bank, beſorgen koͤnnen, nach der ihnen von dem Verwaltungsrathe zu 
ertheilenden Inſtruktion. Die Einloͤſung der bei ihnen praͤſentirten 

Noten 


4 


— 
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Noten der Privatbank wird von denſelben nach Maaßgabe ihrer Baar⸗ 
beſtaͤnde und ihrer Beduͤrfniſſe bewirkt. 


3) Die $$. 16. und 18. werden aufgehoben und durch nachstehende Beſtim— 
mungen erſetzt: f 


H. 1 6. 


Die Noten dürfen nur auf Beträge von zehn, zwanzig, funfzig, 
Einhundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. 
Der Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten ſoll die 
Summe von Einhundert tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. Ueber das 
Verhaͤltniß, in welchem bei der Emiſſion der uͤbrigen neunhundert tau- 
ſend Thaler von den Abſchnitten von zwanzig bis zweihundert Tha⸗ 
lern Gebrauch zu machen iſt, koͤnnen von den Miniſtern fuͤr Handel 
und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen getroffen werden. 


H. 18. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath ſind dafuͤr 
verantwortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der eirkulirenden Noten 
gleicher Beſtand an Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in 
baarem Gelde und der Reſt in diskontirten Wechſeln in einer beſon⸗ 
deren, unter dreifachem Verſchluſſe zu haltenden und fuͤr die ſonſtigen 
een, der Bank nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt 
werde. f 


Nachtrag 
zu dem unter dem 16. März 1857. Allerhöchft beſtätigten Statut 
der Danziger Privatbank. 
(Geſetz-Sammlung für 1857. S. 242.) 


1) Die Beſtimmungen des §. 13. Nr. 1. und 4. werden aufgehoben und tre⸗ 
ten an deren Stelle nachſtehende Beſtimmungen: 


1) Gezogene und trockne Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu dis⸗ 
kontiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die zur 
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Diskontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit einem auf die Bank lau⸗ 
tenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als drei Monate nac 
dem Datum der Diskontirung verfallen und es muͤſſen aus ihnen in 
der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene haften. Wechſel mit nur 
zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter ausdruͤcklichem, in jedem einzelnen 
Falle beſonders einzuholenden Einverſtaͤndniſſe zwiſchen den vollziehen 
den Direktor und den beiden nach $. 30. des Statuts der Direktion 
„ Mitgliedern des Verwaltungsrathes fuͤr die Bank erwor— 
en werden. 


4) Das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Ef: 


fekten, die in der Provinz zahlbar ſind, zu beſorgen, verzinsliche und 
unverzinsliche Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangs- 
beſcheinigungen, die nur auf den Namen des Einzahlenden lauten duͤr— 
fen, anzunehmen und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt ein 
kaſſirten oder angenommenen Gelder und Effekten in Giroverkehr zu 
treten. \ 


Die verzinslichen Kapitalien dürfen nur unter Vorbehalt einer 
Kuͤndigungsfriſt von mindeſtens zwei Monaten für beide Theile ange: 
nommen werden, niemals aber den Betrag des Grundkapitals der 
Bank uͤberſteigen. 8 


2) Dem H. 13. iſt am Schluſſe folgende Beſtimmung zuzuſetzen: 


Es iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz 
zu errichten, welche dieſelben Geſchaͤfte, wie die Privatbank, beſorgen 
oͤnnen, nach den ihnen vom Verwaltungsrathe zu ertheilenden In— 
ſtruktionen. Die Einloͤſung der bei ihnen praͤſentirten Noten der Bank 
wird von denſelben nach Maaßgabe ihrer Baarbeſtaͤnde und ihrer Be— 
duͤrfniſſe bewirkt. 


3) Die HF. 16. und 18. werden aufgehoben und durch nachſtehende Beſtim— 
mungen erſetzt: 


$. 16. 


Die Noten dürfen nur auf Beträge von zehn, zwanzig, funfzig, 
Einhundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. 
Der Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten ſoll die 
Summe von Einhundert tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. Ueber das 
Verhaͤltniß, in welchem bei der Emiſſion der uͤbrigen neunhundert 
tauſend Thaler von den Abſchnitten von zwanzig bis zweihundert Tha- 
lern Gebrauch zu machen iſt, koͤnnen von den Miniſtern fuͤr Handel 
und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen getroffen werden. 


$. 18. 


* 


$. 18, 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath find dafuͤr 
verantwortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der eirkulirenden Noten 
gleicher Betrag an Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel der 
umlaufenden Noten in baarem Gelde und mit dem ganzen Reſte aus 
diskontirten Wechſeln beſtehend in einer beſonderen, unter dreifachem 
Verſchluſſe zu haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank 
nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt werde. Außerdem die— 
nen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand und ihre 
fämmtlichen übrigen Aktiva zur Deckung der Noten. 


Nachtrag 


zu dem unterm 13. Oktober 1856. Allerhöchft beſtätigten Statut 
der Königsberger Privatbank. 


(Geſetz-Sammlung für 1856. S. 882.) 


1) Die Beſtimmungen des $. 13. Nr. 1. und 4. werden aufgehoben und tre⸗ 
ten an deren Stelle nachſtehende Beſtimmungen: 


1) Gezogene und trockne Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu dis⸗ 
kontiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die zur 
Diskontirung oder zum Kauf angebotenen Papiere muͤſſen mit einem 
auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als 
drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen und es 
muͤſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene haf- 
ten. Wechſel mit nur zwei Unterſchriften dürfen nur unter ausdruͤck⸗ 
lichem, in jedem einzelnen Falle beſonders einzuholenden Einverſtaͤndniß 
zwiſchen dem vollziehenden Direktor und den beiden nach H. 30. des 
Statuts der Direktion zugeordneten Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
fuͤr die Bank erworben werden. 


4) Das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Ef— 
fekten, die in der Provinz Preußen zahlbar ſind, zu beſorgen und ver— 
zinsliche und unverzinsliche Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen 
Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den Namen des Einzahlers 
lauten dürfen, anzunehmen und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt 
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einfaffirten oder eingenommenen Gelder und Effekten in Giroverkehr 
zu treten. 


Die verzinslichen Kapitalien duͤrfen nur unter Vorbehalt einer 
Kuͤndigungsfriſt von mindeſtens zwei Monaten fuͤr beide Theile ange— 
nommen werden, niemals aber den Betrag des Grundkapitals der 
Bank uͤberſteigen. 


2) Dem H. 13. iſt am Schluſſe folgende Beſtimmung zuzuſetzen: 


Es iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz 
zu errichten, welche dieſelben Geſchaͤfte, wie die Privatbank, beſorgen 
können, nach den ihnen von dem Verwaltungsrathe zu ertheilenden 
Inſtruktionen. Die Einloͤſung der bei ihnen praͤſentirten Noten der 
Bank wird von denſelben nach Maaßgabe ihrer Baarbeſtaͤnde und 
ihrer Beduͤrfniſſe bewirkt. 


3) Die $$. 16. und 18. werden aufgehoben und durch nachſtehende Beſtim— 
mungen erſetzt: 


§. 16. 


Die Noten duͤrfen nur auf Betraͤge von zehn, zwanzig, funfzig, 
Einhundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt wer— 
den und der Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten 
ſoll die Summe von Einhundert tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. 
Ueber das Verhaͤltniß, in welchem bei der Emiſſion der übrigen neun— 
hundert taufend Thaler von den Abſchnitten von zwanzig bis zu zwei— 
hundert Thalern Gebrauch zu machen iſt, koͤnnen von den Miniſtern 
fuͤr 65 0 und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen getroffen 
werden. 


$. 18. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath ſind dafuͤr 
verantwortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der eirkulirenden Noten 
gleicher Beſtand von Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel 
in baarem Gelde und der Reſt in diskontirten Wechſeln in einer be- 
ſonderen, unter dreifachem Verſchluß zu haltenden und für die ſonſti— 
gen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbe- 
wahrt werde. 


(Nr, 4927.) 
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(Nr. 4927.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Juli 1858., betreffend die Zulaſſung Schwediſcher 
und Norwegiſcher Schiffe zur Kuͤſtenfrachtfahrt von einem Preußiſchen 
Hafen nach einem anderen inlaͤndiſchen Platze. 


Al Ihren Bericht vom 6. Juli d. J. beſtimme Ich, daß in Gemäßheit 
des Geſetzes vom 5. Februar 1855. (Geſetz-Sammlung S. 217.) das unter 
Nr. 1. der Order vom 20. Juni 1822. wegen Begünftigung der inlaͤndiſchen 
Rhederei (Geſetz⸗Sammlung S. 177.) erlaſſene Verbot der Kuͤſtenfrachtfahrt 
von einem Preußiſchen Hafen nach einem anderen inlaͤndiſchen Platze (cabo- 
tage) durch auslaͤndiſche Seeſchiffer gegen Schwediſche und Norwegiſche Schiffe 
fernerhin nicht mehr in Anwendung gebracht werden ſoll. 
6 Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Baden-Baden, den 12. Juli 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4928.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter dem 
Namen: „Wittener Gas⸗Aktiengeſellſchaft“ gebildeten, in Witten domi⸗ 
zilirten Aktiengeſellſchaft. Vom 24. Juli 1858. 


D. Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 5. Juli 
d. J. die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Wittener Gas⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil in Witten, Regierungsbezirk Arnsberg, 
zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch 
nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 24. Juli 1858. 


Der Der Minifter für Handel, Gewerbe 
Miniſter des Innern. und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
v. Muͤnchhauſen. Mae⸗Lean. 


(Nr. 49274929.) 0 (Nr. 4929.) 
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(Nr, 4929.) Bekanntmachung über die unterm 9. Juli 1858. erfolgte Allerhoͤchſte Beſtaͤti— 
gung der Statuten der unter dem Namen: „Aktienfabrik landwirthſchaft— 
licher Maſchinen und Ackergeraͤthe zu Regenwalde“ zuſammengetretenen 
Aktiengeſellſchaft. Vom 28. Juli 1858. 


Dan Majeſtaͤt der König haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaffes vom 9. d. M. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Aktienfabrik land— 
wirthſchaftlicher Maſchinen und Ackergeraͤthe zu Regenwalde“ zu genehmigen 
und deren laut notariellem Akte vom 18. Mai d. J. verlautbarten Statuten 
zu beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes vom 9. No— 
vember 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß die Statuten 
der gedachten Geſellſchaft durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu 
Stettin zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht worden. 


Berlin, den 28. Juli 1858. 
Miniſterium 110 die Der Der Miniſter für Handel, 


landwirthſchaftlichen uſtiz⸗ Gewerbe und öffentliche 
Angelegenheiten. kiniſter. Arbeiten. 
v. Manteuffel II. In Vertretung: Im Auftrage: 
Muͤller. Mac-Lean. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). 


